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Die ſehr wichtigen Steuerfragen, 


welche den Reichstag des norddeutſchen Bundes bei 
einem Zuſammentritt beſchäftigen werden, nehmen 
chon jetzt die Aufmerkſamkeit der Wähler des Landes 
in Anſpruch. Das iſt gut — und wir wünſchten ſo⸗ 
gar, daß die Liberalen ſich aller Orten mit dieſen tief 
in das Leben und die ug dec des Landes 
einſchneidenden Fragen gründlich beſchäftigen und es 
unterlaſſen ſich gegenſeitig anzufeinden. an ſpricht 
übrigens nicht blos von einer Erhöhung der Tabaks⸗ 
ſteuer (die Breslauer Handelskammer hatte im vori⸗ 
gen Jahre ſchon die jetzige Tabaksſteuer für zu hoch 
erklärt), ſondern auch von einer Erhöhung der Steuer 
auf Zucker und Spirituoſen. Sehr richtig ſagt 
die „lib. Corr.“: „Wir hören ſchon ganz officids von 
der Einführung einer neuen Steuer ſprechen. Ein 
Steuerrath kündigt den verſammelten Tabaksfabrikan⸗ 
ten ſchon eine vom Finanzminiſter ausgearbeitete Steu⸗ 
ervorlage auf Tabak an, ja, theilt ihnen ſchon alle 
Details über die Höhe der Stener und die Art ihrer 
erhebung mit. aber kein Wort hört man aus den offi⸗ 
ciellen Kreiſen, keine Zeile lieſt man in den zahlreichen 
offieiöſen Organen, die von dem Aufgeben einer der 
ſtebenden Steuern redet. Wozu ſollen wir denn in 
Preußen eine neue Steuer haben, da unſer Budget 
ſeit Jahren ſehr große Ueberſchüſſe der Einnahmen 
über die Ausgaben aufgezeigt hat? Dieſe Ueberſchüſſe 
ben es möglich gemacht, die Reorgniſation der Armee 
durchzuführen, den Krieg von 1864 zu führen, ja, dieſe 
Ueberſchüſſe haben es der Regierung ſogar möglich ge⸗ 
macht, den Krieg von 1866 zu beginnen, ohne daß ſie 
— außerordentliche Mittel zu ſorgen brauchte. Dieſe 
eberſchüſſe bedingen mit einem Worte die ganze Ge⸗ 
ſchichte der letzten 7 Jahre. Dieſe Ueberſchüſſe wur⸗ 
den vorbereitet durch die Gebäude⸗ und Grund⸗ 
euer, und wenn auch alle andern Zweige unſers 
Staatseinkommens unter dem Einfluß der glücklichen 
volkswirthſchaftlichen Entwickelung ſchon ohne die Ge⸗ 
bäudeſteuer Ueberſchüſſe über die Ausgaben gewährt 
ze würden, ſo find dieſelben doch nur durch dieſe 
uer zu dieſer außerordentlichen Höhe gebracht. Jetzt 
ſollen wir nun eine höhere Tabaksſteuer bekommen, 
weil, wie es heißt, die andern deutſchen Staaten eine 
neue Einnahmepuelle haben müſſen, um die durch die 
Norddeutſche Bundesverfaſſung ſo ſehr gewachſenen 
Militairkoſten tragen zu können. Daſſelbe Verhältniß 
flat für die ſüddeutſchen Staaten, die ja zu einer ähn⸗ 
ichen, die Koſten ſehr vermehrenden Heeres⸗Reorgani⸗ 
ſation verpflichtet find. Wozu ſollen wir aber in 
reußen eine neue Steuer haben, da doch unſere 
ilitalrkoſten durch die Norddeutſche Bundesverfaſ⸗ 
N nicht erhöht werden? Wenn auch die uns in 
luſſicht geſtellte Erleichterung der Militairlaſten nicht 
eintritt, ſo ſtellt uns doch der Wortlaut der Verfaſſung 
wenigſtens keine weitere Vermebrung in Ausſicht. Wenn 
alſo von einer neuen Steuer in Preußen die Rede ſein 
ſoll, ſo muß gleichzeitig die A bf . oder die 
weſentliche Verminderung einer der. beftehenden 
Steuern bewirkt werden, und es iſt Pflicht der ganzen 
liberalen Partei in allen Fractionen, beſonders aber 
die Pflicht der ganzen liberalen Preſſe, ihre Stimmen 
gegen eine neue und größere Belaſtung unſeres Volkes 
zu erheben! 
—ͤ —-—-— — uÜgÜ— 
Zur Situation. 


Kaum dürfte mehr zu . ſein, ſchreibt die 
94 fr. Pr.“, daß eine Trauerbotſchaft aus Mexiko 
te Ausführung der Pariſer Reiſe des Kaiſerpaares 
vereiteln werde. Es liegen pofitivere Anhaltspunkte 
vor, welche beinahe die Gewißheit gewähren, daß für 
Raifer Marimilian’d Leben von der gegen ihn einge- 
eiteten kriegsgerichtlichen Unterſuchung eine Gefahr 
nicht mehr zu befürchten iſt. Man erzählt nämtich, es 
ſei dem kaiſerlichen Hofe ein Telegramm zugekommen, 
Kriens — Maximilian jelbſt anzeigt, daß 8 185 in 
braue n befindet und ſich einer dem Ge⸗ 
ommen euſprechenden Behandlung zu erfreuen habe. 
— Der Bermittelung des Waſbingtoner abinets iſt 
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es wohl in erſter Linie zu danken, wenn Kaiſer Ma⸗ 
ximilian in die Lage 5 1 wurde, direct mit Wien 
zu correſpondiren. Das Wichtigſte iſt, ei man über 
das Schickſal Maximilians nun einigermaßen berubigt 
iſt. Das Uebrige wird fh finden, falls die Freilaſſung 
des Krtegsgefangenen überhaupt an Bedingungen ge— 
knüpft werden ſollte. 5 

— Es wird behauptet, daß der ehemalige Herzog 
von l die faſt Fun Abſchluß gebiehenen Verhand⸗ 
lungen über ſeine Abfindung plötzlich abgebrochen hat. 
Er eh wie der entthronte König von Hannover, 
der ſich ebenfalls zu e herbeigelaſſen hatte, 
haben ſehr hohe Anſprüche erhoben. In Naſſao fürch⸗ 
tet man bekanntlich, daß dem frühern Regenten durch 
Ueberlaſſung von Domainen ein ſchädlicher Einfluß 
auf die wirthſchaftlichen Verhältniſſe des Landes ge⸗ 
währt werden möchte. Wir müſſen aber überhaupt 
wünſchen, daß die Länder nicht allzu hoch für die ſrü⸗ 
heren landesherrlichen Familien belaſtet werden. Dies 
muß bei den Abfindundungen unbedingt berückſichtigt 
werden, damtt nicht am Ende beim Verſchwinden einer 
Anzahl deutſcher Staaten die Belaſtung des Volkes 
für die regierenden Familien ſtatt abzunehmen noch 
wachſe. Die Anerbietungen mehrerer Fürſten kleinerer 
Staaten, auf die Regierung zu verzichten, ſollen auch 
hauptſächlich deshalb zu keinem Reſultat geführt haben, 
weil übertriebene Vexrmögensanſprüche erhoben wurden, 
namentlich in Betreff der Domainen, aus denen bis⸗ 
her ein mehr oder minder erheblicher Theil der Staats⸗ 
ausgaben beſtritten werden mußte. 

— Die „Aut. Correſp.“ — das neue Organ der 
national⸗liberalen Partei — richtet an die Linke die 
Aufforderung zu gemeinſamer Wirkſamkeit, um für die 
Aufgabe der Eiubeit und Freiheit Deutſchlands einzu⸗ 
ſtehen. „Die Thatſachen, heißt es in dem Artikel — 
die wolkengleich am po itiſchen Horizont aufſteigen, 
meer deutlicher als 5 dafür, daß die Einigung 

deutſchlands nicht eine bloße Frage der Zeit ſei, daß 
vielmehr ihr Zuſtandekommen vom Ausland und von 
Oeſterreich in Frage geſtellt wird, und daß die preu⸗ 
ßiſche Regierung allein ohne die Stütze und den mäch⸗ 
tigen Drang der Volkskraft zu ſchwach iſt, dieſe Le⸗ 
bensfrage der Nation zu löſen. Es zeigt ſich jetzt klar, 
wie wichtig es war, daß wenigſtens der Norddeutſche 
Bund raſch geſchaffen wurde, welche dringende Motive 
für die preußiſche Regierung vorlagen, die Eoncefjios 
nen an den Reichstag und an die verbündeten Fürſten 
ſo genau abzuwägen, daß ſie keinen von dieſen beiden 
Mad — gearteten und verſchiedeu intereſſirten Bun⸗ 
desgenoſſen verlor. Dieſer Thatſache trug die Linke 
nicht die geringſte Rechnung. Vom edlen Wunſche ges 
leitet, ein einiges und freies Deutſchland rein aus der 
Schale der Vergangenheit und aus einem Guſſe zu er⸗ 
halten, hat ſie nur an der einen Seite, der freiheit⸗ 
lichen inneren Entwtckelung, als der ihr am Meiſten 
zugänglichen, feſtgehalten. Wo der Wunſch der Vater 
des Gedankens iſt, da iſt im Privatleben, wie in der 
Wiſſenſchaft, in der Theorie wie im practiſchen politi⸗ 
ſchen Leben, dem Aufbrechen zahlreicher Fehlerquellen 
die Bahn gegeben. Der Reichstag, der als Conſti— 
tuante eine Verfaſſung für ganz Deutſchland aus dem 
ſouverainen Willen des Volkes heraus entwirft, — 
dieſer Wunſch konnte einen thatſächlichen Boden doch 
unr nach einer ſiegreichen Revolution und nicht nach 
einem men Kriege, der gegen den Wunſch der 
Nation begonnen wurde, finden. Und doch iſt die 
Linke, in ihrer Weile conſequent, jo vorgegangen, als 
ob wir ein 1848 ſtatt eines 1866 hinter uns hätten. 
Wenn aber jetzt mehr und mehr Thatſachen auftreten, 
welche beweiſen, daß für die Einigung Deutſchlands 
mit dem letzten Kriege nur der erſte Anſtoß gegeben 
war, daß zu ihrer Vollendung die preußiſche Regierung 
der Mitwirkung der geſammten Vokskraft bedarf, jo 
tritt an alle Parteien, alſo auch an die liberale, an 
dieſe vor allen, der Ruf des Vaterlandes heran, alle 
Kräfte des Geiſtes und des Muthes, des Charakters 
und der Arbeit dieſer Aufgabe zu widmen. Die Füh⸗ 
rer der Linken aber, die wir zu dieſer Mitarbeit auf⸗ 
fordern, mögen dabei bedenken, daß gerade in der po⸗ 
litiſchen Hufsbedürftigkeit der Regierung ein Moment 
und eine Handhabe gegeben iſt, um die Rechte und 
Freiheiten des Volkes, die beim erſten Compromiß 
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verkürzt oder unentwickelt geblieben ſind, mit der ge⸗ 
ſammelten Kraft der großen liberalen Partei zu errin⸗ 
gen.“ N 

— Die Wiener „Preſſe“ vom 19. d. Mts. theilt 
mit, daß in den Konferenzen, welche bei der jüngsten 
Anweſenheit der Souveräne von Preußen und Ruß⸗ 
land in Paris zwiſchen den Miniſtern Frankreichs Ruß⸗ 
lands und Preußens ſowie in den Botſchaften Englands 
und Oeſterreichs ſtattgefunden haben, eine Einigung 
über die Verbeſſerung der Chriſten in der Türkei nicht 
erzielt, ſondern nur beſchloſſen ſei, den Einfluß der 
vom Sultan ergriffenen Maßnahmen abzuwarten. — 
Der von den Geſandten Rußlands, Frankreichs, 
Preußens und Oeſterreichs der Pforte am 15. d. M. 
unterbreitete Vorſchlag, die Verhältniſſe in Kreta durch 
eine Enquste-Kommiſſion zu prüfen, iſt keineswegs 
vermittelſt indentiſcher Noten erfolgt. 


Politiſche Rundſchau. 


Deutſchland. 


Berlin. Die „Börſenzeitung“ verſichert nach 
zuverläſſiger Mitiheilung, daß der Kaiſer Napoleon 
die Einladung nach Berlin zu kommen, beſtimmt an⸗ 
genommen habe und im Laufe des Monats Oktober 
dortſelbſt eintreffen werde. ; lag 

— Die „Lib. Korr.“ meldet: „Die ſchon feit län⸗ 
gerer Zeit von verſchiedenen Seiten gegebene Anregung, 
einen „Wahlverein der deutſchen Fortſchrittspartel“ zu 
bilden, hat am Sonnabend durch Mitglieder der Wahl⸗ 
vorſtände der Berliner Reichswahlbezirke bei der letz⸗ 
ten Wahl einen Anfang zur Ausführung gefunden. 
Man hat ſich über Stntuten vorläufig geeinigt, die an 
ſich äußerſt einfach ſind, wird dieſelben nun müglichſt 
ſchnell nicht blos in Berlin, ſondern auch nach Außen 
verbreiten, und wird in 14 Tagen etwa die Theilneh⸗ 
mer zu einer Verſammlung berufen um den Verein re⸗ 
gelmäßig zu gründen. j 

1. Zweckdes Vereins. Der Wahlverein 
der deutſchen Forttſchrittspartei hat die Aufgabe, die 
Grundſätze der deutſchen Fortſchrittspartei im Volke 
zu verbreiten und dadurch bei den Wahlen zum Reichs- 
tag, zum Abgebrdnetenhauſe und zu andern Vertretun⸗ 
gen die Wahl von Männern durchzuſetzen, welche ſich 
zu dieſen Grundſätzen bekennen und kein Recht des 
Volks aufgeben. Die deutſche Fortſchrittspartei be⸗ 
harrt bei den Grundſätzen und in der Verfolgung der 
Aufgaben, welche ihr Programm vom 9. Juni 1861 aufge⸗ 
ſtellt hat und findet in Bezug auf die Reform der Verfaſſung 
des norddeutſchen Bundes die Aufgaben der Partei in dem 
beiſder Verhandlung über dieſe Verfaſſung im Abgeordne⸗ 
tenhauſe geſtellten Antrag Waldeck Hoverbeck Virchow 
vorgezeichnet. S 2. Mitgliedſchaft. Die Mit⸗ 
gliedſchaſt wird erworben durch einen Beitrrag von 
mindeſtens jährlich einem Thaler, vierteljährlich 7 /. 
Sax. oder monatlich 2 Sgr., der pränumerando zu 
zahlen iſt. §S 3. Sitz des Vereins. Der Ver⸗ 
ein hat ſeinen Sitz in Berlin. 8 4, General⸗ 
Verſammlung Die General⸗Verſammlung wählt 
jäbrlich einen Vorſtand von drei Mitgliedern und ei⸗ 
nen Ausſchuß von zehn Mitgliedern, dr in Verbin⸗ 
mir dem Vorſtand noch weitere zehn Mitglieder coop⸗ 
tiven kann. Bis zur erſten General- Verſammlung 
wird Vorſtand wie Ausſchuß von den Gründern bes 
ſtellt. § 5. Geſchäftsfüy rung. Der Borſtand 
hat die regelmäßige Geſchäftsführung zu leisen und 
beſonders bei den Wahlen die Thätigkeit der Vereins⸗ 
mitglieder anzuregen und zu ordnen. Er hat ferner 
die Aufſtellung der Mitgliederliſten zu bewirken, Ge⸗ 
ſchäftsführer und zwar mindeſtens einen in jedem 
Reichswahlbezirk zu beſtellen, die Einziehung der Betz 
träge durch denſelben zu bewirken, jährlich eine Gene⸗ 
ralverſammlung zu berufen, gemeinſam mit dem Aus⸗ 
ſchuß die Tagesordnung für dieſelbe feſtzuſetzen und 
die Vorlagen vorzubereiten. 8 6. Verwaltung 
und Verwendung der Beiträge. Zwei Drit⸗ 
tel der eingebenden Beiträge bleiben in der Kaſſe des 
Geſchäftsführers jedes Reichswahlbezirks reſervirt und 
werden dort für die Wahl des Kreiſes durch Berbrei⸗ 
tung vor Schriften, für Reiſen u. ſ. w. unter Zuzie⸗ 


bung von Vertrauensmännern des Kreiſes verwendet. 
Der Geſchäftsführer hat die Kaſſe nach Anordnung des 
Vorſtandes zu verwalten und demſelben alljährlich 
darüber Rechnung zu legen. Ein Drittel der Beiträge 
fließt in die Vereins⸗Hauptkaſſe, welche der Vorſtand 
nach den Beſchlüſſen des Ausſchuſſes zu verwalten und 
darüber einem von der jedesmaligen Generalverſamm⸗ 
lung beſonders zu wählenden Ausſchuß von drei Mit⸗ 
gliedern Rechnung zu legen hat. § 7. Verſamm⸗ 
lungen. Die Geichäftsführer find verpflichtet, von 
Zeit zu Zeit Verſammlungen zu veranftalten, damit in 
dieſen die Aufgaben des Vereins in Bezug auf die lo⸗ 
kalen und allgemeinen Angelegenheiten beſprochen und 
die Beſchlüſſe gefaßt, ſo wie Anträge an den Vorſtand 
und die Generalverſammlung geſtellt werden können. 
88. Statuten⸗ Aenderung. In jeder Gene⸗ 
ralverſammlung könneu zwar die Statuten abgeändert 
werden, die in derſelbeu zur Pre zu ſtellen⸗ 
den Anträge müſſen indeß bei der Einladung zur Ge⸗ 
. den Mitgliedern bekannt gemacht 
werden. 

— Von offiziöſer Seite wird wiederholt eine neue 
Regelung der Zeitungsſteuer in Ausſicht geſtellt, So 
heißt es in einer Mittheilung der „Köln. Ztg.“ von 
bier: „Mehrere Blätter ſprechen von Anordnungen, 
welche von der Regierung in Bezug auf die Zeitungs⸗ 
28 in den neuen Landestheilen getroffen worden 
eien, durch welche für dieſe Provinzen eine Ausnah⸗ 
meſtellung begründet werde. Es iſt eine durchaus irr⸗ 
thümliche Auffaſſung des Sachverhältniſſes. Wenn vor⸗ 
läufig jene Steuer noch nicht auf die neue einverleibten 
Länder ausgedehnt worden iſt, ſo folgt daraus doch 
keineswegs, daß es die Abſicht wäre, dieſen temporären 
Unterſchied zwiſchen den älteren und neuen Landesthei— 
len fortbeſtehen zu laſſen, ſondern nur, daß über die 
Regelung dieſer Angelegenheit der Beschluß des Staats⸗ 
miniſteriums noch bevorſteht. So lange dies nicht ge⸗ 
ſchehen iſt, darf man wohl um ſo mehr auf die Beſtä⸗ 
tigung der Andeutungen ſchließen, welche von kompe⸗ 
tenten Kreiſen aus über die Abſicht der Regierung ge⸗ 
macht worden ſind, dieſe Steuerfrage überhaupt einer 
neuen allgemeinen Erwägung in Hinficht auf den gan⸗ 
zen Staat zu unterziehen.“ — Anderweitig hört man, 
daß aufs Neue die Einführung einer Inſeratenſteuer 
an Stelle des bisherigen Zeitungsſtempels in Exwä⸗ 

ung gezogen werde. Dieſe Aenderung wurde ſchon 
früber einmal angeregt, nach längeren Crmittelungen 
aber wieder aufgegeben. 

— Die früher beſtrittene Aenderung in der Ver⸗ 
waltung des Marineminiſteriums wird jetzt auch von 
offiziöſer Seite als eine bloße Frage der Zeit bezeich⸗ 
net. Die Ausdehnung, welche ſowohl dieſes Miniſte⸗ 
rium wie dasjenige des Krieges durch die Konſtituirung 
des norddeutſchen Bundes erhalten haben, würden die 
Vereinigung beider Verwaltungszweige in einer Hand 
unmöglich machen. — In der Erwartung, daß ſeitens 
der Regierung unmittelbar nach dem Beſchluſſe des 
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undes die Aufforderung zu den Vorbereitungen für 
die Wahlen zum Reichstage erfolgen werden, hält der 
Magiſtrat von Berlin ſich nach einer Mittheilung der 
„N. A. Z.“ bereit, mit dieſen Arbeiten dann unverweilt 
vorzugehen. 5 
— Der offiziöſe Berliner Correſpondent der „Schl. 
Ztg.“ ſchreibt: „Die Unterſuchung der Angelegenheit 
des Lieutenants v. Scheve iſt ſo günſtig für ihn ans⸗ 
efallen, 1 5 er bereits auf freien Fuß geſetzt worden 
ein ſoll. agegen erzählt man ſich vou einem jungen 
Hauptmann von 26 Jahren, der, obgleich er in dem 
letzten Kriege den Orden pour le merite erworben, weil 
er bei einem Streite in einem Kellex eine Ohrfeige be⸗ 
kommen, ohne den Austheiler derſelben niedergeſto— 


ßen zu haben, den Abſchied habe nehmen müſſen. Das 
Eine wie das Andere tbeile ich Ihnen ie nur un⸗ 


ter Vorbehalt als ein On dit mit.“ Die Nachricht 
von der Freilaſſung Scheves iſt ſehr unwahrſcheinlich. 
Nach dem Berliner Polizeiblatt wird die eingeleitete 
Unterſuchung nach Möglichlichkeit beſchleunigt, ſo daß 
die kriegsgerichtliche Entſcheidung binnen Kurzem er- 
folgen wird. 

— Das in den „Hamb. Nachr.“ mitgetheilte Tele⸗ 
gramm, Napoleon habe ſeinen Gäſten eine Reducirung 
der bewaffneten Macht vorgeſchlagen und ſich, nachdem 
Preußen und Rußland ihre Bereitwilligkeit, über dieſe 

ugelegenhett zu verhandeln, erklärt, die Formulirung 
beſtimmter Vorſchläge vorbebalten, findet ſich auch in 
der miniſtetiellen „Karlsr. Zig.“ und gewinnt dadurch 
an Bedeutung. Die Nachricht wird mit der hochoffi⸗ 
eiöſen Notiz in Zuſammenhang gebracht, welche die 
minifterielle „Nordd. Allg. Zig.“ in dieſen Tagen über 
die in Folge der Monarchenzuſammeukunft in Paris 
vermehrten Friedensbürgſchaften veröffentlichte. Daß 
in Paris die ſchwebenden politiſchen Fragen erörtert 
wurden, kann man nach allem, was bis jetzt verlautete, 
als ſicher annehmen, und daß Napoleon dabei die Pro⸗ 
Bus welche Lord Stanley wegen einer allgemeinen 
Entwaffnung in vertr. ulicher Weiſe der Londoner Con⸗ 
ferenz gemacht haben ſoll, aufgegriffen und zur Dis⸗ 
17 gebracht habe, halten wir wohl für möglich. 
Ob die Verhandlungen darüber aber zu einem Ergeb⸗ 
niſſe führen und ob die Vorſchläge, welche Napoleon 
nun formuliren will, allgemeine Annahme finden wer⸗ 
den, ſcheint wohl ſehr fraglich. Die preußiſche Regie⸗ 
rung wird unter den gegenwärtigen Verhaltuiſſen eine 
Verringerung des Präſenzſtandes, welche mit einer Um⸗ 
änderung der ganzen Wehrverfaſſung Hand in Hand 
gehen müßte, wohl kaum eintreten laſſen. Die Kreuz⸗ 
geitung beſpricht Diele Frage iu zwei Leitartekeln und 
ommt zu folgendem chluſſe: „Die Forderung einer 
allgemeinen Entwaffnung iſt für Preußen in keiner 
Beziehung angebracht; wollte man ihr nachgeben, ſo 
würde man den Untergang des Staates wollen. Wir kön⸗ 


nen bei allem Nachdenken uns nur einen Weg denken, 
die allgemeine Entwaffnung durchzuführen. Man ſetze 
nämlich einen euro e Areopag ein und dieſer de⸗ 
cretire dann die Entwaffnung und den ewigen Frieden 
Europas. Will dann dieſe oder jene Macht nicht ge⸗ 
horchen, ſondern Krieg führen, nun, ſo mag ſie Kxieg 
führen. Dem Areopag wird's dann gecade ſo ergehen, 
wie weiland dem — Szekler Landtage. Der trat in 
der Erntezeit zuſammen, um über das ſchädliche Re⸗ 
genwetter n berathen, und faßte endlich den tief⸗ 
ſinnigen Entſchluß, es einſtweilen noch 14 Tage mit 
anzuſehen; babe es dann aber noch nicht aufgehört zu 
regnen, ſo möge man es ruhig — weiter regnen laſſen.“ 
In ſolchem Tone ſpricht das Organ, welches zur preußi⸗ 
ſchen Regierung bekanntlich innige Beziehungen hat, 
die Intentionen derſelben alſo wohl kennen dürfte. 

— Zu den Wünſchen, deren Erfüllung das deutſche 
Volk ſeit Jahren von der Einigung Deutſchlands 
fia gehört die Aufhebung der Spielbanken, welche 
ich noch in einigen deutſchen Bädern finden. Im J. 
1848 hat das Volk durch fein Organ, durch die Na⸗ 
tionalperſammlung, die Aufhebung der öffentlichen 
Spielbanken angeordnet, und damals wurden auch 
dieſe Inſtitute geſchloſſen, allerdings nur gerade ſo 
der Form nach, wie alle Forderungen des Volkes ihre 
Ausführung fanden. Gleichzeitig mit dem alten Bun⸗ 
destage traten auch die öffentlichen Spielhöllen wieder 
an das Tageslicht. Seitdem ſind 18 Jahre vergangen, 
ohne daß die wiederholt laut gewordenen Wünſche 
nach Aufhebung der Spielbanken bei dem Bundestage 
ihre Erledigung gefunden hätten. Nur Baden iſt in 
ſofern den übrigen Staaten mit gutem Beiſpiel vor⸗ 
angegangen, als dort die Contracte mit den Spiel⸗ 
pächtern nicht verlängert wurden, vielmehr das Ein⸗ 
gehen der Spielbank zu Baden-Baden mit dem Ablauf 
des Sommers 1867 beſchloſſen wurde. Die Hoffnun⸗ 
gen, welche man an den Anfall Heſſeu-Homburgs an 
Heſſen-Darmſtadt knüpfte, das dabei die Spielbank zu 
Homburg aufgeboben werden würde, hatte ſich bekannt⸗ 
lich nicht beſtätigt. Da kam das Jahr 1866 mit ſeiner 
Veränderung in der territorialen Vertheilung Deutſch⸗ 
lands. Preußen erhielt die Oberhoheit über fünf 
S Homburg, Wiesbaden, Ems, Wilhelms⸗ 
bad und Nenndorf. Die letzten beiden Banken ſind 
nur unbedeutend und dürften wohl ſehr bald durch die 
Theilnahmloſigkeit des Publikums eingehen. Dagegen 
in den drei erſtgenannten Bädern ſteht das Spiel 
noch in vollem Flor und auch in dieſem Jahre werden 
dort noch Millionen auf dem grünen Tiſch geopfert. 
Da nun in Preußen ſchon ſeit einer Reihe von Jah⸗ 
ren alle öffentlichen Spielbanken verboten ſind, und der 
Staat obne Rückſicht auf die durchaus erzielten Ein⸗ 
nahmen die letzte der beſtehenden Banken in Aachen 
aufgehoben hat, ſo hoffte man, daß eine der exſten 
Maßregeln des neuen Gouvernemeuks die Aufhebung 
der noch beſtehenden Spielbanken ſein werde. Dies 
ift nicht geſchehen. Mit dem Anfang der Bade⸗Saiſon 
haben auch die Bankhalter ihre Spielſäle wieder eröff⸗ 
net, und der preußiſche Staat zählt jetzt wieder wie 
früher das öffentliche Hazardſpiel zu ſeinen Einnahme⸗ 
quellen. Man ſucht dieſe Erhaltung der Spielbanken 
zwar mit den Rückſichten auf das Wohl der betreffen⸗ 
den Orte und auf die Contracte der Spielhalter zu 
motiviren, aber wir wollen hoffen, daß Diele ue 
ten nicht mehr lange die allgemein gewünſchte Aufhe⸗ 
bung der Spielbanken aufhalten wird. 

Baiern. Der bairiſche Partikularismus benutzt 
jetzt auch wieder die Rekonſtruktion des Zollvereins, 
um ſeinen Haß gegen Preußen geltend zu machen. 
Wir finden dieſelben Elemente, die bei jeder Gelegen⸗ 
heit ſich gegen das Aufgehen 8 


aierns in Deutſchland 
oder gegen den norddeutſchen Bund oder gegen die 
enge Verbindung mit Preußen immer nahe machen, 
alſo Ultramontane, militäriſche und büreaukratiſche 
Partikulariſten jetzt wieder in der Zollvereins⸗Sache 
in Bewegung, diesmal aber noch verſtärkt durch die 
Schutzzöllner, die einen Freihandels⸗-Tarif in dem 
projeftirten Zollparlamente unter dem Einfluß der 
Vertreter Norddeutſchlands entſtehen zu ſehen fürchten. 
Die Partikulaxiſten in Baiern find ſehr unklug, ſich 
gerade die Zollvereins⸗Sache als erſtes Probeſtück für 
ibre Kraft zu wählen. Auf keinem andern Gebiete 
finden ſie Norddeutſchland ſo einig, ja auf keinem 
anderen Gebiete wird die preußiſche Regierung ſo von 
dem Volke gedrängt, den Einfluß der Macht unſerer 
Staates zur vollen Geltung zu bringen, als gerade 
in der Handelspolitik und in der Zollvereins⸗Sache. 
Mögen die Herren nicht veraelfen, daß es in Preußen 
gerade eine große Partei, zuſammengeſetzt aus den 
verſchiedenſten politiſchen Partein, giebt, die um keinen 
Preis läuger von dem Veto irgend einer einzelnen 
Regierung, die nur eine kleine Minorität des ganzen 
Zollvereins repräſentirt, beherrſcht werden will und 
die ſelbſt vor der Drohung, daß Baiern aus dem 
Zollverein ausſcheiden könnte, durchaus nicht erſchreckt. 
Oeſter reich. 
— Die Krönung in Peſt wird in der „Saturday 
Rewiew“ als einer der größten Triumphe in der gan⸗ 
zen konſtitutipnellen Geſchichte gefeiert, der nur in der 
engliſchen Geſchichte ein Beiſpiel finde. Ungarn allein habe 
von allen Rationen Europas ſeine Geſetze werth gehalten 

und es ſei ihm gelungen, die von den Vätern ererbte 

freie Regierung mit engliſcher Zähigkeit erfolgreich zu 
wahren. Daß dite alte Philoſophenbehauptung, der 
Konſtitutionalismus ſei ein Eigenthum der germani⸗ 
ſchen Race, in dieſen Tagen durch ein Volk, das 
ſeinem Urſprunge nach weder germaniſch, noch euro⸗ 
äiſch ſei, eine fehr tröſtliche Erſcheinung, da es noch 
immer Viele gebe, die ſich von der Idee nicht losma⸗ 
chen können, es ſei keine Freiheit möglich für eine 
Nation, die nicht in Tacitus Germania beſchrieben 
worden. 


dieſelbe in ſo beſtimmter Weiſe durch Fürſt Gort 


Belgien. 


— Dem „Fr. J.“ ſchreibt man: Wir erfahren 
von gut beglaubigten Ohren- und Augenzeugen, daß 
geſtern bei der Ankunft des Königs von Preußen in 
der Rue du Midi, auf dem Platze de la Monnaie 
und in der Rue neuve hier und da der Ruf: „Es 
lebe Hannover!“ ertönt bat. Dieſe ungeziemende De⸗ 
monſtration wurde durch eine Scene im Nordbahnhof 
bei der Abfahrt des Königs noch übertroffen. Der 
königliche Hauptwagen, worin Leopold II. mit Wilhelm 
I. und dem Grafen von Flandern ſaß, wurde mit 
ſtarkem Pfeifen begrüßt. Im Bahnhofe ſelbſt drängte 
ſich Kopf an Kopf: doch enthielt man ſich jedes Zei⸗ 
chen des Beifalls oder des Mißfallens. Kaum aber 
batte König Leopold ſich von ſeinem Gaſte verabſchie⸗ 
det und in ſeinem Wagen unter den Klängen der 
Brabangonne den Bahnhof verlaſſen, fo brach die ver⸗ 
ſammelte Menge in den tauſendſtimmigen ſtürmiſchen 
Ruf: „es lebe Belgien!“ „es lebe der König!“ aus, 
ſo daß einige Minuten lang die Hofwagen gar nicht 
vom Platze weglkommen konnten. Der Lärm, das Ru⸗ 
fen, das Jauchzen ꝛc. war ſo groß, daß der König von 
Preußen und Hr. v. Bismark gewiß noch den Spec⸗ 
tafel mit 1 haben. Unſexe hieſigen Blätter 
verſchwiegen dieſe Zwiſchenfälle; aber ſie ſind uns von 
glaubwürdigen Zeugen verbürgt. 


Frankreich. 


— Im geſetzgebenden Körper wurde am 15. d. M. 
der Bericht über das ncht niedergelegt. Derſelbe 
lautet in ſeinen Hauptpunkten, wie folgt: Art. 1 er⸗ 
klärt, daß jeder volljährige Franzoſe ohne vorherige 
Ermäch Aan eine politiſche Zeitſchrift veröffentlichen 
kann. Art. 2 enthält die legalen Verpflichtungen, 
welche man vor dem Erfcheinen des Journals erfüllen 
muß. Art. 3 reducirt den Stempel für die Pariſer 
politiſchen Journale von 6 anf 5 Centimes und für 
die politiſchen Provinzblätter von 3 auf 2 Centimes. 
Die nicht politiſchen bedürfen keines Stempels, wenn 
ſie ohne Annoncen erſcheinen. Art. 7 beſtimmt, daß 
im Augenblicke, wo die Ausgabe eines Journals er⸗ 
ſcheint, Pflicht = Exemplare bei der Behürde niederge⸗ 
legt werden müſſen. Art. s beſagt, daß kein Mitglied 


des geſetzgebenden Körpers oder des Senates ein 


Journal als Gerant unterzeichnen darf. Art, 9 be⸗ 
ſtimmt, daß jedes Journal, welches einen Artikel von 
einer Perſon bringt, die ihrer bürgerlichen und poli⸗ 


tiſchen Rechte beraubt oder des Landes verbannt iſt, 


mit 1000 bis 5000 Franken Strafe belegt wird. Die 
Art. 10, 11, 12, 13 und 14 enthalten die bereits be⸗ 
kannten äußerſt harten Strafbeſtimmungen: die Ge⸗ 
ſängnißſtrafe kann nicht verhängt werden, aber die ge⸗ 
rinaſte Geldſtrafe beträgt den fünfzehnten Theil ſei⸗ 
ner Caution (in Paris alfo 3333 ¼ Franken) und die 
höchſte die Hälfte der Caution (in Paris 25,000 Fran⸗ 
ken.) Die nicht politiſchen Blätter können mit einer 
Geldſtrafe von 500 bis 10,000 Franken belegt werden. 
Jedes Individunm, welches wegen eines in einem 
nicht politiſchen Blatte veröffentlichten Artikels ver⸗ 
urtheilt wird, kann ſeiner Wahlrechte bis zu 5 Jahren 
beraubt werden. Ein 


ein Journal ſuspendirt werden kann. Art. 15. be⸗ 
ſtimmt die Abſchaffung des Buchdrucker-Patens. — 


Während der König Wilhelm in Paris wax, wurden nahezu 


500 Geſuche um Verleihung preußiſcher Orden auf 
der preuß. Geſandtſchaft eingereicht; die Leute waren 
theils Franzoſen, theils Fremde, welche die Gelegen- 
heit benutzen wollten. Auch an 200 Geſuche um eine 
Audienz wurden an den Grafen Bismarck gerichtet; 
er bat aber kaum zehn dieſer Geſuchſteller zu ſprechen 
Muße gefunden. — In tendenziöſer Weiſe wird — jo 
ſchreibt man der „Köln. Ztg.“ — von öſterreichiſcher 
Seite eine Aeußerung des Fürſten Gortſchakoff col⸗ 


portirt, die dieſer in einer Beſprechung mit Marquis 
de Mouſtier babe fallen laſſen. „Glauben Sie nicht 
batte der ruſſiſche Staatsmann geſagt, „daß wir in 


Petersburg die preußiſchen Wann und mit ſo 
gar günſtigen Angen betrachtet haben und noch betrach⸗ 
ten. Im Gegentheil, ſie haben uns viel zu denken 
gegeben und Frankreich kann unſerer Uebereinſtem⸗ 
mung ſicher fein, wenn es, ſelbſt auf jede Gebiets⸗Ex⸗ 
weiterung verzichtend, die a ewegung gemäß 
dem Prager Frieden an den Ufern des Mains aufge 
hallen gedenkt!“ In franzöſiſch⸗diplomatiſchen Kreiſen 
giebt man zu, daß eine ähnliche Aeußerung gethan 
worden, ohne ſich indeß näher darüber Fit e 


ob 
cha⸗ 

koff formulirt worden. 7 
= Die plumre Faſſung der Note des „Moviteur“, 
welche die Abreiſe des Königs von Preußen erwähnt 
(vgl. unten), bat allgemeines Staunen hervorgerufen; 
es fragt ſich, ob die Schuld allein den Redakteur trifft, 
der mit der Formulirung dieſer Mittheilung betraut 
war. Man pflegt gerade in ſolchen Notizen jeden 
Ausdruck genau abzuwägen; um jo unbegreiflicher er⸗ 
ſcheint dieſer a — „Wir haben, ſagt er, unter⸗ 
laſſen, Bericht zu erſtatten über die Abreiſe des Kö⸗ 
nigs von Preuken, welcher Paris am 14. um 10 Uhr 
Morgens verlalien hat. Der König hatte gewünſcht, 
daß feine Abreiſe ohne Ceremonie ſtattfinde. Ter 
Kaiſer begleitete ibn zum Nordbahnhof, wo mehrere 
hohe Beamte und Freiberr von Rothſchild ſich einge⸗ 
funden batten. König Wilbelm dankte dem Kaiſer 
lebhaft für die Aufnahme, welche er in Paris gefun⸗ 
den. Die beiden Souveräne trennten ſich in der herz⸗ 
lichſten Weiſe.“ — Diele, Note und eine andere über 


die Unpäßlichkeit des Kaiſers haben in Vörſenkraſeg 


einen etwas verſtimmenden Eindruck gemacht. Was 
das Befinden des Kaiſers betrifft, fo. fagen die offtziö⸗ 


* 


Journal, welches wegen eines 
Verbrechens verurtheilt wird, iſt von Rechtswegen 
unterdrückt. Es ſchließen ſich dann die 5 an, wo 


ee 


das zweite bei R 


ſen Blätter die Wahrheit; das Unwohlſein wax vorü⸗ 
bergehen und wäre gar nicht öffentlich zur Sprache 
ebracht worden, wenn man nicht die Anweſenbeit des 
Kaiser bei dem Empfang des Vicekönigs von Aegypten 
hätte erklären wollen. Dagegen mußte allerdings die 
den König von Preußen betreffende Notiz in einem 
Blatte, wie der „Moniteur“, Aufſehen machen; der 
König wird darin nicht ein einziges Mal mit ſeinem 
Majeſtätstitel genannt und die erſten Worte: „Wir 
baben unterlaſſen über die Abreiſe des Königs von 
Preußen zu berichten“, ſind von fo, anſtößiger Unart, 
daß man ſich bereits veranlaßt ſah, ſie für den „Abend⸗ 
moniteur“ zu ſtreichen. 

— Der „Figaro“ erzählt Folgendes: „Vor eini⸗ 
gen Tagen promenirte Herr Tbiers im geſetzgebenden 
Körper und unterhielt ſich mit einem der Miniſter im 
Amie (ed war Rouber). „Die Regierung des Kaiſers,“ 
meinte Thiers, „bat wenigſtens ein Verdienſt, fie bat 
einen großen Miniſtex geſchaffen.“ —, Rouher 
nahm dieſes Lob für ſich und machte eine leichte 
Verbeugung. „Ich will ſagen,“ fuhr Thiers fort, 
„zwei große Miniſter.“ Noch ficherer, daß Thiers ihn 
ebenfalls meine machte Rouher von Neuem eine Ver⸗ 
beugung, aber das boshafte Männchen ge hinzu: 
„Ja! zwei große Miniſter: Cavour und Bismarck.“ 


iesmal blieb die Verbeugung aus.“ 
Italien. 


— Der Papſt war kurz vor dem Pfingſtfeſt er⸗ 
krankt, ſo daß er nicht fungirte, nicht einmal die Pri⸗ 
vatmeſſe in ſeiner Kapelle las. Er iſt indeß wieder 
hergeſtellt und guten Muthes. Seine Aerzte fürchten 
die Folgen der Aufregung und Anſtrengung, die ſei⸗ 
ner warten. — N bat ſich die Stadt bereits 
mit vielen Geiſtlichen gefüllt. Wie es ſcheint, ſind 
ſämmtliche de e der katholiſchen Chriſtenheit 
bereits anweſend. Man ſieht viele Spanier, Arme⸗ 
nier, Südamerikaner, Orientalen. Die fremden Ge⸗ 
ſichter und zum Theil ſehr reichen und phantaſtiſchen 
Koſtüme dieſer Erzbiſchöfe von Erzerum, Heliopolis, 
Tyrus und Sidon, von Aleppo, Antiochien, Trapezunt 
und Jaffa, die ſich meiſt von halbtürkiſch gekleidetem 
Gefolge begleiten laſſen, ſind in den Straßen Roms etwas 
durchaus ungewohntes und erinnern an die Zeiten des 
Athanaſius oder Photius. Dazu die Namen dieſer 

erren:; Mashad, Balitian, Italipgain, Zaffron, 
iureghian, Melchiſedechian, Malah und dergleichen 
mehr. Welche Ideen und Anſchauungen werden dieſe 
Biſchöfe nach Rom bringen? Die abendländiſche Ci⸗ 
viliſation dürfte ihnen nicht minder fremd 4 — als 
ie es für die Japaneſen iſt, welche die Pariſer Aus⸗ 
ellung beſuchen. Während nun nach Rom die Häup⸗ 
der der 1 aus allen katholiſchen Provinzen der 
lt zuſammenſtrömen, um den bedrohten Thron des 
Papſtes zu umſtellen, bereiten deſſen Feinde in Italien 
eine freimaureriſche Gegendemonſtration. Denn dieſeu 
Sinn und Zweck hat wohl der von Garibaldi zum 
21. Juni nach Neapel berufene Freimauxrerkongreß. 
Die Gegenſätze können nicht ſchärfer ausgeſprochen 
werden. Die Geſchichte der Gegenwart wird dieſe 
Manifeſtationen zu verzeichnen haben. Sie ſind der 
Aufmerkſamkeit werth. Garibaldi hat auch einen Pro⸗ 
teſt, in Form eines Memorandums an die Geſandten 
in Florenz gerichtet, worin er in ſeiner Eigenſchaft 
als General des römiſchen Volkes gegen alle Akte 
proteſtirt, welche ſei 1849 in Rom vollzogen ſind, 
oder die Rechte der Römer auf ihre ſtaatliche Selbſt⸗ 
beſtimmung beeinträchtigt haben. Zugleich wird be⸗ 
richtet, daß überall in den Städten Italiens Werbe⸗ 
bureaus für die Invaſion des Kirchenſtaats errichtet 
werden. Daß man dieſe doch noch vor dem Beginn 
des großen Prieſterfeſtes in Scene zu ſetzen wagen 
in möchten wir jedoch zu bezweifeln ſtarke Gründe 
aben. 

— Rom, den 17. Juni. Der Pabſt hat heute die 
Glückwünſche der Cardinäle und Biſchöfe zur Jahres⸗ 
feier ſeiner Thronbeſteigung entgegengenommen. Auf 
die Anſprache derſelben erwiederte der heilige Vater: 
Er habe während ſeines Pontificats kämpfen müſſen 
gegen die Feinde der Religion und des heiligen Stuhls, 
gegen die Feinde jeder jocialen Ordnung, welche theils 

rnach streben, ausſchließlich das materielle Wohlbe⸗ 
uden zu fördern, theils aber den völligen Umſturz der 
rincipien der Autorität, der Gerechtigkeit und der 
ſeligion, ſowie den Raub der alten Beſitzthümer der 
de zu ihrem Zweck machen. Er babe es verſucht, 
le verirrten Geiſter durch die Eneyklika, welche die 


Fundamentalgrundſätze des Rechts und der Religion 


angeben, wieder zu ſammeln. Der Papſt ſchloß ſeine 
Anſprache mit folgenden Worten, die er in tiefer Be⸗ 
wegung ausſprach: „Ehrwürdige Brüder! ich bitte 
Euch, verdoppelt Eure Gebete, um von Gott und der 


unbefledten Jungfrau zu erlangen, daß fie uns befreien ſteckungsfähigkeit find die Meinungen der iriſchen Aerzte 


von den ſchweren Gefahren, die uns umgebeu. Als 
Statthalter Chriſti werde ich mit dieſem Gebete ſtets 
die Hände zum Himmel erheben: helfet, mir, ſchaaret 


Euch um mich, damit wir gemeinſam ſtreiten und tri⸗ 
umphiren können. 


Türkei. 


— Der Aufſtand auf Creta gewinnt, wie der 
Triefter Zeitung“ geſchriehen wird, immer mehr an 
Auedel nung; Freiwillige ſtrömen zu aus allen Städten 
und Dörfern Griechenlands, in den letzten 14 Tagen 
ollen über 4000 aut bewaffnete und entſchloſſene 
änner nach der Inſel abgegangen fein. Die Inſur⸗ 
genten haben nun de Offenſive ergriffen; ſie können 
G getzt ohne Gefahr thun, da fie ihren Rücken gedeckt 
Kai Drei große Infurgentenlager ſind gebildet“ 
as eine in der Arerin Apolorona ai 4000 9 
f eitymno mit 5000 Mann und das 
dritte auf den Höhen von Laßithi mit 6000 Mann. 


Befehlshaber diefer drei Lager ſind Zimbrakakis mit 
den ſphakiotiſchen Häuptlingen, Coroneus und Cora⸗ 
kos mit Dimitrakorakos, einem Verwandten der Manro⸗ 
michalis und Major in der griechiſchen Armee. Nach 
den neueſten Nachrichten, die wir Donnerſtag erhiel⸗ 
ten, hatte Omer Paſcha vor, die Stellungen von 
Laßithi anzugreifen; ob er aber, wie es in Canea 
hieß, den Angriff unternommen habe und mit großen 
Verluſten zurückgeſchlagen worden ſei, kann man noch 
nicht verbürgen. Jedenfalls iſt die Expedition Omer 
Paſcha's in Creta als gänzlich mißlungen anzuſehen; 
die Lorbeeren. die er in Montenegro und an der Do⸗ 
nau fi) errungen, hat der tüxkiſche General auf Creta 
verloren. Sein Mißlingen iſt größer als jenes von 
Muſtapha Paſcha, denn dieſer bat wenigſtens in eini⸗ 
gen Treffen auch geſiegt, wie z. B. bei Vafd, während 
jener überall nur Schlappen erlitt. 


Rußland. 


— Warſchau. Die gehobene Stimmung, welche zu 
Anfang der vorigen Woche hier herrſchte, hat wieder ſehr 
umgeſchlagen, und man erwartet von der Anweſenheit 
des Kaiſers nichts mehr. Nicht wenig zu dieſer beklem⸗ 
menden Verſtimmung trägt der Umſtand bei, daß von 
der ſogenannten Amneſtie vom 17/29. Mai bis letzt buch⸗ 
ſtäblich noch kein einziger Menſch etwas a dafl bat. 
Selbſt die in der Citadelle und in den Kaſematten 
Inhaftirten, deren Prozeſſe noch in der Schwebe ſind, 
welche Prozeſſe nach dem Wortlaut der „Amneſtie“ 
niederzuſchlagen ſind, iſt noch kein Einziger entlaſſen 
worden. Die Herren Officiere der Unterſuchungscom⸗ 
miſſion haben die vorbereitenden Formalitäten hierzu 
jo weitläufig angelegt, daß noch lange Zeit vorbeige⸗ 
hen wird, bis vom Oeffnen der Thore der Citadelle 
die Rede ſein wird. f 

Der Kaiſer iſt am 17. d. Mts. in Warſchan 
mit großem Enthuſiasmus empfangen worden. 


Amerika. 


— New⸗Nork, den 17. Juni. Maximilian wünſcht, 
vor einen National-Congreß geſtellt zu werden. Seine 
Verbannung iſt wahrſcheinlich. 

— Mexiko. Der „Courrier des Etats Unis“ 
vom 4. Juni enthält Schriftſtücke, welche zwiſchen dem 
Kabinet von Waſhington und Juarez bezüglich des dem 
Kaiſer Maximilian vorbehalteuen Schickſals ausge⸗ 
tauſcht worden ſind. Es geht aus denſelben hervor, 
daß Juarez damals entſchloſſen ſchien, Maximilian und 
ſeine Gefährten nicht als Kriegsgefangene, ſondern als 
„Verbrecher“ zu behandeln. Der „Courrier des Etats 
Unis“ hatte wenig Hoffnung, daß der Präſident ſich 
zu humanen Geſinnungen bekehren könnte. Dagegen 
theilt man der Pariſer „France“ einen vom 5. Juni 
datirten Brief aus Newyork mit, welcher dieſen An⸗ 
deutungen widerſpricht. Der Vertreter von Juärez in 
Waſhington, Herr Romero, hätte danach Herrn Se⸗ 
ward, der ſich bekanntlich lebhaft für die Rettung Ma⸗ 
rimilians verwendete, erklärt, daß er zwar noch keine 
direkte Antwort auf die von der Regierung der Ver⸗ 
einigten Staaten gemachten Vorſtellu gen erhalten habe; 
doch glaube er zu wiſſen, daß alle in Queretaro ge⸗ 
fangen genommenen Ausländer, Franzoſen, Oeſterreie 
cher, Belgier, nach den verſchiedenen Häfen geſchafft 
worden wären, von wo fie nach Europa abreiſen ſoll⸗ 
ten. Er babe die Ueberzeugung, daß der Kaiſer Ma⸗ 
rimifian wie fie behandelt werden würde. Es ſind dies 
allerdings, ſagt die „France“ nur ſehr vage Anzeichen, 
aber man hält gern jede letzte Hoffnung feſt. 


Provinzielles. 


Königsberg. An der hieſigen Univerſität 
ſind in dieſem Semeſter immatrikulirt 326 Studirende, 
und zwar in der theologiſchen Facultät 82 (2 Aus⸗ 
länder), in der juriſtiſchen 69 (2 Ausländer), in der 


mediemiſchen 93 (6 Ausländer), in der philoſophiſchen 


183 (4 Ausländer.) 


Verſchiedenes. 


„ Der „ſchwarze Cod“, ſeit 200. Jahren in den ci= 
viliſirten Theilen Europa's nur in einzelnen Fällen 
vorkommend, tritt zum erſten Mal jetzt in Irland wie⸗ 
der epidemiſch auf. Die harafterilchen Zeichen dieſer 
Krankheit ſind purpurrothe Flecken, die ſchwarz werden, 
und deren Erſcheinen gewöhnlich von einem raſchen 
Sinken der Kräfte begleitet iſt. Manchmal erfolgt der 
Tod in einigen Stunden, manchmal nach Verlauf von 
vier bis 5 Tagen. Die wenigen Fälle, welche mit Ge— 
neſung endigen, dauern Wochen lang. Ueber die An⸗ 


etheilt. Da die Fälle in der letzten Zeit immer häu⸗ 
iger werden, und bereits einen merklichen Einfluß auf 
den Procentſatz der Sterblichkeit zu Dublin äußern, ſo 
haben die dortigen Aerzte mehrere Berathungen gehal⸗ 
ten, um ſich über die Behandlung und etwaige Vor⸗ 
ſichtsmaßregeln zu verſtändigen. Indeß iſt man zu 
keinem Reſultat gelangt. 


Lokales. 


— Se. Königl. Hoheit der Kronprinz trifft nach amili. 
licher Minheuung am Dienſuag, den 25, d. Mis Morgens 
6½ Uhr auf dem Bahnbofe Thorn ein, inſpizirt das Königl 
Infomterie-Reg. Nr. 61, kommt alsdann in die Stadt, mmmt 
ber ein déſeuné dinatoire ein und reift dann im Laufe des 
Nachmittags ab. — Die Stadt, zumal ihre Haupiſtraßen, 
werden an dieſem Tage, wie wir rechnen, auf das Feſt⸗ 
lichſte geſchmückt ſein. 


— Stadtverordneten-Verſammlung. In der auf heute, 
Mittwoch, d. 19. d., anberaumten Sißung hatte ſich die be- 
ſchlußſähige Anzahl von Mitgliedern — nur 16 waren an- 


weſend — nicht eingefunden und hat deshalb die nächſte 
Sitzung laut $ 42 der Städte Ordnung am Sonnabend, d. 
22. Nachm. 3 Uhr ſtatt. Vor der Tagesordnung führte Herr 
Oberbürgermeiſter Körner zwar die neugewählten Stadiver- 
ordneten, die Herren Appolt, Borkowskti, Engelhardt und A. 
Henius — Herr Reinicke jun. war verreiſt — durch Hand. 
ſchlag an Eides ſtatt in ihr Amt ein, allein die Verf. wie 
der Herr Magiſtrats⸗Dirigent ſtimmten darin überein, daß die 
neucingeführten Stadtverordneten an der heutigen Berathung 
der Verſ. nicht theilmehmen könnten, weil ihnen die Tagedord- 
nung, wie die geſetzliche Vorſchrift es erbeifcht, nicht zwei 
Tage vor der Sißung notifizirt worden fei. 

— Die Wahlen zum norddeutſchen Reichstage ſtehen nach 
Mittheilung ha:boffisieller Blätter in nicht allyuweiter Zeitferne 
bevor und naturgemäß iſt es, daß dieſe Angelegenheit nach- 
gerade zur öffentlichen Diskuſſion gelangt. 

Unſere Mitbürger polniſcher Zunge beginnen bereits die- 
ſelbe nach Mittheilung in der „Gazeta Torunska* in größe. 
ren und kleineren Kreiſen in Erwägung zu ziehen. Bei ihnen 
formulirt ſich die beſagte Frage ſo: Sollen wir uns an den 
bevorſtehenden Wahlen zum norddeutſchen Reichstage bethei- 
ligen, oder nicht, wenigſtens nicht an den nächſten? — 

Der Verf. vorberegter Korrefp. iſt der Anſicht, daß wie 
auch die Cutſchei' ung auf obige, in ernſte Berarhung zu neh- 
mende Frage, ob für, oder gegen die Betheiligung an den 
bevorſtehenden Wahlen ausfalle, ſchon jetzt die Agitation be ⸗ 
züglich derſelben im Intereſſe der Einſtimmigkeit der Wahl ⸗ 
berechtigten polniſcher Zunge beginnen müſſe, insbeſondere aber 
die kontrolirende Durchſicht der Wahlliſten nicht verabſäumt 
werden dürfe. 

Aus dem Kreiſe der deutſchen Wahlberechtigten im Wahl 
bezitk Thorn-Culm verlautet über die in Rede ſtehenden Wah 
len noch Nichts. In Privatgeſprächen mag dieſe Angelegen- 
heit wol ſchon berührt worden ſein, allein eine eingehende 
Beſchäftigung mit derſelben hat öffentlich noch nicht ftattge- 
funden. Zwar wurde der „Zukunft“ (Berl. Demok. Blatt) 
kürzlich von hier mitgetheilt, daß die hieſigen „entſchiedenen 
Anhänger der Fortſchrittspartei“ ſich auf Herrn Kreisr. Chomſe 
in Culm, den ſeit 1863 bewährten Abgeordneten als Kandidaten 
für den norddeutſchen Reichstag zu einigen denken, allein wir 
glauben annehmen zu können, daß in dieſer Notiz nur der 
Wunſch Eines, oder Einiger der Vorbezeichneten ſeinen Aus- 
druck gefunden habe. So ſehr ſich auch Herr Chomſe einer 
durch feine amtliche Thätigkeit, wie durch fein polinſches Ver ⸗ 
halten ſeit dem Jahre 1863 wohlerworbene und allgemeinen 
Hochachtung im Wahlbezieke Thorn Culm erfreut, fo glauben 
wir doch anderſ kits in der Anſicht nicht irre zu gehen, daß er 
nicht die Perſönlichkeit ſei, auf welche ſich alle deutichgefinn- 
ten Wahlberechtigten des beſogten Wahlbezirks ſchnell und 
leicht einigen würden. Eine ſolche Einigung iſt aber für den 
Fall, daß die polniſchen Wähler ſich an der Wahl betherligen 
ſollten, abſolut nothwendig, wenn das deutfhe Element im 


Kreiſe Thorn Culm, wie bei der erſten Wahl, den Sieg ſich 


wieder ſichern will. Nach der zeitigen politiſchen Strömung 
zu ſchließen, dürfte ein der national liberalen Fraktion ange. 
höriger Kandidat die ſicherſte Ausſicht haben gewählt zu 
werden. 

— $Siterarifcpes. Herr Oberbürgermeiſter Körner hat 
eine Broſchüre unter em Titel „Der Kriegsſchaden und feine 
Verſicherung, ein Beitrag zur Einigung deutſcher Kraft.“ (In 
Commiſſion bei Burmeiſtet und Strempell, Berlin 1867, 27 
Seiten) durch den Druck veröffentlicht. Ein näheres Referat 
über den Inhalt erfolgt ſpäter. 

— Mahnung zur Vorſicht. Der „Gr. Gef.” theilt mit: 
Seitens des Königlichen Landraths - Amtes find nicht weniger 
als achtundneunzig Hau beſitzer des Marienwerder Kreiſes in 
Geldſtrafen genommen worden, weil dieſelben es unterlaſſen 
haben, behufs Berichtigung der Gebäudeſteuer - Veranlagung, 
die baulichen Veränderungen ihrer Gebäude rechtzeitig dem 
betr. Grundfteuer- Fortſchreibungs⸗Beamten anzuzeigen. Die 
Strafbeſtimmung ſtützt ſich auf $ 17 des Gebäudeſteuer Gef. 
v. 21. Mai 1861. Dieſelbe lautet: „Die Eigenthümer oder 
Nutznießer der Gebäude find verpflichtet, die im §. 15 gedach⸗ 
ten Veränderungen den mit der Fortführung der Gebäude» 
1 Rollen beauftragten Beamten ſchrifilich oder protofolla- 
ri, anzuzeigen und die zur Berichtigung der Rolle erforder- 
lichen Nachrichten beizubringen. Wer die Anmeldung unter- 
läßt, verfäll', wenn dadurch dem Staate Steuer vorenthalten 
iſt, in eine dem doppelten Betrage der vorenthaltenen Steuer 
gleichkommende Geldbuße; in den übrigen Fällen in eine 
Geldbuße von 10 Sgr. bis 5 Thlr.“ Wir bemerken hier 
gleich noch, daß es durchaus nicht genügt, wenn durch die 
Oresbehörde die Subſtanzveränd rungen der Häuſer dem be- 
treffenden Beamten zur Anzeige gebracht werden; es muß 
durchaus der Eigenthümer ſebſt ohnehin noch die bauliche 
Veranderung melden, wenn er vor Strafe gefhügt fein will. 

— Londſchaftsraths-Wahl in Culm. Ber der in Culm 
a. 17. d. M. ftattgehubten Wabl eines Landſchaftsraihs für 
den Culmer Landſchafts-Verband und eines Deputirten zum Ge⸗ 
neral Landſchaftstage waren von 144 wahlberechugten Gütern, 
von denen eirca 75 deuiſchen und etwa 44 polniſcher Beſitzern 
gehören, Al deutſche und 25 polniſche Wähler verfammelt. 
Von den deutſchen wurden 36 Stimmen für Herrn Laudien 
auf Bogdanken und 30 Stimmen (worunter 5 deut che) für 
Herrn v Rybineki auf Debenz abgegeben. Abermals ein 
Beweis von der großen Rührigkeit unferer deutſchen Beſitzer, 
wenn von 144 wahlberechtigten Gütern nur 41 Etimmbe- 
rechtigte erſcheinen, während die polniſchen Beſitzer alle er- 
schienen waren. Zum Deputirten zum General- Landſchaſts- 
tage wurde Herr v Logg Wichorze gewahlt. 

— Ciſenbahn - Angelegenheiten. (Br Gef) Der Bor- 
figende der Pireftion der Oftbabn, Herr Löffler, traf am 19, 
in Graudenz mit dem Eifenbabn Banm iiter Herrn Menz in 
Angelegenheiten des Nidehhements für die projektirte Bahn- 
firede Terespol- Di Eylau ein Es ſoll fi, wie verlautet, 
namentlich um Feſtſtellung des Punktes für den Weichfelüber- 

ang gebande t baben 

Der Pfingſtmarkt wurde heute, d. 20. d, um 11 uhr 
Mittags ausgelauter. Die kleinen Geſchöfisleute, welche Waa⸗ 


ren auf dem Neuſt. Markte feilhielten, ſollen diesmal kein 
ſchlechtes Geſchäft gemacht haben. Am Frohnleichnamsfeſte, 
d. 20, war die Stadt von Landleuten aus der Umgegend 
troß des trüben und kühlen Wetters ſtark beſucht. 

— Prrichtigung. An der Stadtverordneten⸗Wahl der 1. 
Wählerabtheilung betheiligten ſich nicht 10 von 92 Wahlbe⸗ 
rechtigten — wie es in vor. Num. heißt. —, ſondern 17. 


Induſtrie, Handel und Geſchäftsverkehr. 


— fur den Landbeſchalerſtall in Marieuwerder wurden 
auf dem letzten Königsberger Pferdemartt vier Hengſte ange 
kauft, und zwar ein Brauner von v. Neumann Weedern für 
130 Frd'or., ein Brauner von Frau Dreßler Schreitlauken 
für 100 Frd'or, ein Brauner von v. d. Goltz- Kallen, und ein 
Fuchs von Werdermann Corgeiten, die letzten beiden Hengſte 
für 600 Tölr. das Stück. (Oſtpr. Ztg.) 

— Münzhonferenz Die internationale Münzkonferenz 
hat ſich am 17. d. zu Paris im Miniſterium der auswärti⸗ 
gen Angelegenheiten unter dem Vorſize des Marquis von 
Mouſtier verſammelt. Die auf derſelben vertretenen Staaten 
find: Frankreich, England, Oeſterreich, Baden, Baiern, Bel- 
gien, Dänemark, Spanien, die Vereinigten Staaten, Griechen ⸗ 
land, Italien, Niederlande, Portugal, Preußen, Rußland, 
Schweden und Norwegen, Schweiz, Türkei und Würtemberg. 

— Die falſchen Zehnthaler-Parlehnskaſſenſcheint, welche 
in Danzig mit Beſchlag belegt worden ſiud, tragen auf der 
Rücſeite die 022,856. Das Falſificat iſt auch leicht daran 
erkenntlich, daß dos K. Wappen undollſtändig und mit Dinte 
ergänzt worden ift, Außerdem iſt der Stempel nicht ausge 
prägt, ſondern bildlich dargeſtellt, alſo glatt. Der verhaftete 
Fälſcher, Photograph Lindenauer aus Kaukehmen, hat ſich 
vielfach auf Reifen befunden und gewiß an verſchiedenen Or. 
ten ſein Fabrikat umgeſetzt; es ſind Falſificate nur noch in 
den letzten Tagen und in Tilſit angehalten. 

— Ctlegraphie. Der „Staatsanzeiger“ publicirt den 
Wortlaut des bereits früher von uns erwähnten Exlaſſes des 
Herrn Handelsminiſters, betr. die Ermäßigung des Tarifs für 
Telegrapvengebühren. Für die Correſpondenz im deutſch⸗ 
öſterteichiſchen Telegraphenderein treten vom 1. Juli c. ab in 
den, den inneren Verkehr betreffenden Beſtimmungen folgende 
Veränderungen ein: „Für Depeſchen von preuß. Statuonen 
zu preuß. Stationen beträgt der Tarif der Telegraphenge- 
bühren für die erſte Zone 5 Sgr, für die zweite Zone 10 
Sgr. für die dritte Zone 15 Sgr. Dieſe Sätze finden für 
Depeſchen bis zu 20 Worten Anwendung. Bei längeren 
Depeſchen tritt für jede folgenden 10 Worte oder den über⸗ 
ſchießenden Theil von 10 Worten ein Zuſchlag zur Halfte 
des einfachen Satzes ein. Die Zonen werden nach einem 
Princip gebildet, vermöge deſſen die erſte Zone durchſchnillich 
gegen 11—18, die zweite durchſchnittlich gegen 44½—52½ 
Meilen directer Entfernung begreift. Für Depeſchen von und 
nach preuß. Stationen iſt die Vervielfältigungsgebühr nach 
dem Satze von 2½ Sgr. zu erheben. Der bei Zurüdfor- 
derung von Depeſchen vor geſchehener Abtelegraphirung zu 
machende Abzug von den zu erſtattenden Gebühren beträgt 
bei Depeſchen vach preuß. Statiouen nur 2½ Sgr.“ 


is des Ruſſiſch-Polniſchen Geldes. Polniſch-Papier 
10% ia Ruſſiſch Nie 18 pCt. Klein Courant 
20—25 pCt. Groß- Courant 11—12 pCt. Alte Silberrubel 
10—13 pCt. Neue Silberrubel 6 pCt. Alte Kopeken. 
18—15 pCt. Neue Kopeken 125 pCt. 


Amtliche Tages⸗Notizen. 


Den 20. Juni. Temp. Wärme 5 Grad. Luftdruck 28 Zoll 
1 Strich. Waſſerſtand 3 Fuß 11 Zoll. 


Inſerate. 
Bekanntmachung. 


Die zum Bau der neuen Bürgerſchule er⸗ 
forderlichen auf ca. 1000 Thlr. veranſchlagten 
Töpferarbeiten und auf ca. 500 Thlr. veranſchlag⸗ 
ten Glaſerarbeiten ſellen im Wege der Submiſ⸗ 
ſion verdungen werden, und ſind diesfällige Of⸗ 
ferten mit der Aufſchrift „Submiſſion auf Töpfer» 
arbeit und mit der Afuſchrift „Submiſſion auf 
Glaſerarbeit“ verſehen, ſpäteſtens bis 

zum 24. Juni er. 
Nachmittags 5 Uhr 
uns einzureichen. 

Die Bedingungen ſind in der Regiſtratur 
einzuſehen. 

Thorn, den 14. Juni 1867. 


Der Magiſtrat. 


Bekanntmachung. 
In den Wahlterminen am 13, 17. und 19. 
d. Mis. zur Ergänzung der Stadtoerordneten find 
zu ſolchen gewählt worden: 
in der III. Abth. Herr Zimmermſtr. "Engelhardt, 
„ „„ „ Maurermſtr. Reinicke jun. 
und „ Kaufmann 4. Henius, 
„ Kaufmann Appolt 
und „ Drechflermſtr. Borkowskl. 
Thorn, den 20. Juni 1867. 


Der Magiſtrat. 


Bekanntmachung. 

Die Lieferung der auf 1500 Thlr. veran⸗ 
ſchlagten Eiſenarbeiten für die Erneuerung eines 
Theiles des Oberbaues der Weichſelbrücke hier— 
ſelbſt ſollen im Wege der Submiſſion verdungen 
werden, und ſind diesfällige Offerten verſiegelt 
mit der Aufſchrift „Submiſſion auf Eiſenarbeiten“ 
verſehen ſpäteſtens bis 

zum 24. Juni er. 
Nachmittags 5 Uhr 
uns einzureichen. 

Bedingungen und Zeichnung find in der Res 
giſtratur einzuſehen. 

Thorn, den 14. Juni 1867. 


Der Magiſtrat. 


Bekanntmachung. 

Zum Verkauf verſchiedener abgepfändeter 
Gegenſtände, ſowie von Nachloßſachen verſtorbe⸗ 
ner Stadtarmen und Hospitaliten und im Kran⸗ 
kenhauſe verſtorbener Perſonen ſteht ein Auctions» 
Termin auf 

Mittwoch, den 26. Juni er. 

Vormittags 9 Uhr 
zunächſt im Rathhausſaale und Nachmittags in 
dem Bürger- und Elenden-Hospitale, ſowie im 
Armenhauſe vor dem Kämmereikaſſen-Buchhalter 
Herrn Schwarz an, wozu Kaufliebhaber einge⸗ 
laden werden. 

Thorn, den 18. Juni 1867. 


Der Magiſtrat. 


Ordentliche Stadtverordneten-Sitzung. 
Sonnabend, den 22. d. Mts. Nachm. 3 Uhr. 

Außer den Vorlagen für die Sitzung am 19. d. 
Mts; kommen noch zur Erledigung: 1) Antwort des 
Magiſtrats, gen a, die Steinrampe, am Weich⸗ 
ſelufer, b. das Riſolith am Rathhauſe, o. die Eckthürm⸗ 
chen auf dem Bürgerſchulgebäude; — 2) Mittheilung 
des Magiſtrats über die letzten Stadtverordnetenwab⸗ 
len; — 3) Betriebsbericht der Gasanſtalt p. März 
8. e.; — 4) Mittheilung über einen Einnahmeausfall 
bei der Armenhauskaſſe; — 5) Daukſchreiben; — 6) 
Antrag des Magiſtrats, betreffend die Wahl einer 
Commiſſſon für den Erweiterungsbau des Kranken⸗ 
hauſes; — 7) Antrag wegen Ankauf einer kupfernen 
Badewanne für das Krankenhaus. 

Thorn, den 20. Juni 1867. 

Der Vorſteher. Kroll. 


Wege die freudige Nachricht, daß meine liebe 
Frau heute Morgen 8 Uhr von einem kräftigen 
Knaben glücklich und leicht entbunden worden iſt. 
Bromberg, den 19. Juni 1867. 
Simon, 
Diviſions Auditeur. 
Die dem Herrn Julius Louis Kalischer 
zugefügte Beleidigung nehme ich zurück und bitte 
um Entſchuldigung. 
L. Krüger. 
Ueber die mir am 18. d. Mets. gemachte 
Mittheilung bitte um nähern Aufſchluß, da ich 
ſonſt an der Wahrheit derſelben zweifeln muß. 


Ein Flügel ſteht zu vermiethen 
Schülerſtr. 414 drei Trep. hoch. Das 
i Nähere zu erfragen Gerechteſtr. 126 
eine Treppe hoch. 


Am ſchnell zu räumen, 
verkaufe ich mein Lager feiner 
Stahlwaaren als: Tiſchmeſſer u- 
FRIN Gabeln, Deſſertmeſſer, Zafchen* 
Federmeſſer, Raſirmeſſer u. Streichriemen, ſo 
wie feine Scheeren aller Art zu den billigſten 
Preiſen. Gustav Meyer, 

Neuſtadt Nr. 2. 

Zur Aufnahme von Nachlaß Taxen und 
Vermögensverhältniſſen, empfiehlt ſich als gericht⸗ 
lich vereidigter Taxator F. Plantz, 

Von heute ab iſt täglich friſche Milch zu 
haben bei 


Wittwe Gajewska, 
Gerechteſtraße Nr. 122, 
Der Ausverkauf von Contobüchern 
zu herabgeſetzten Preiſen dauert nur noch bis 
Sonnabend den 22. Juni. 
Moritz Rosenthal. 


In der Nr. 94 d. Bl. vom 18 Juni iſt 
geſagt: 
Auf der Mocker hat ſich unter Leitung des 
Polizei⸗Commiſſarius a. D. Roszcechowski 
ein Schugverein gebildet; hieran ift kein wahres 
Wort. 
Den Patrouillen-Gang habe ich organiſirt, 
die Patrouillen beſtehen aus freiwilligen und von 
mir kommandirten Mannſchaften. 
Dies bitte ich im Intereſſe der Wahrheit 
in Ihrem Blatte aufzunehmen. 
Mocker bei Thorn, d 19 Juni 1867. 
Schinauer, 
Schulzenamt. 

Ein des Leſens und Schreibens kundiger un⸗ 
verheiratheter Mann wird ſofort zur Beaufſich⸗ 
Perſönliche Meldung 


tigung von Leuten geſucht. 

iſt erforderlich. 

Przyſiek bei Thorn. 

Das Dominium. 

Cuſmbacher Pier 

heut vom Faß 

Priedrich Schulz. 

Gute Winter⸗Cervelat⸗Wurſt A Pfd. 10 

Sgr. und Schweinefleiſch a Pfd. 4 Sgr. 6 Pf. 
J. Wistrach, 
Seeglerſtraße. 


Natürliche Mineralbrunnen 


in frischer Füllung direct von den Quellen 
bezogen als: 


Adelheidsquelle, Krankenheiler Jodschwe- 
Friedrichshaller Bitter- felwasser, 
wasser, Kissinger Rakoezy, 


Eger Franzbrunnen, Lippspringer Brunnen, 
Eger Salzquelle, Marienbader Kreuz- 
Emser Kesselbrunnen, brunnen, 

Emser Krähnehesbrunnen, Pyrmonter Stahlbrunnen, 


Karlsbader Nühlbrunnen, Schlesich Ober-Salz- 


Karlsbader Neubrunnen, brunnen, 
Kraukenheiler Jodsoda- Wittekind Salzbrunnen. 
wasser, ete. ete. 


Ferner Creuznacher, Wittekinder und 
Colberger Mutterlaugensalz, Creuznacher 
Mutterlauge, Seesalz, Carlsbader Salz, Kran- 
kenheiler Jodsodasalz, Jodsoda- und Jod- 
schwefelseife, Schwefelleber, Stahlkugeln, 
Jod- und Bromhaltige Schwefelseife zur Be- 
reitung der Aachener Bäder, Laab-Essenz 
zur Bereitung von Molken, verschiedene me- 
dicinische Seifen etc. eto. empfiehlt die Dro- 
guerie- und Miniralwasser-Handlung von 

Carl Wenzel in Bromberg. 


— —— — 


Soeben ift bei Fr. Brandstetter in Leip- 

zig erſchienen und in Thorn in der Buchhand⸗ 

lung von Ernst Lambeck zu haben: 
Gedrängtes aber vollſtändiges 


rendwörterbuch 


zur h 
Erklärung aller in der Schrift⸗ oder Um⸗ 
gangsſprache, i 
in den Zeitungen, ſowie in deu verſchiede⸗ 
nen bürgerlichen und geſchäftlichen Ver⸗ 
ältuiſſen 
vorkommenden fremden Wörter und Redensarten. 
Mit genauer Angabe der richtigen Ausſprache. 


Ein bequemes Handbuch 


für jeden Stand und jedes Alter. 
Nach deu Anforderungen der neueſten Zeit 
bearbeitet von 


P. F. L. Hoffmann. 
Elfte tauſendfältig verbeſſerte und auf mehr als 
N 24,000 Wörter dermehrte Auflage. 
32 Bogen in Taſchenformat. 
Preis: geh. 10 Sgr., geb. 12 Sgr. 
2 freundliche Vorderſtube nebſt Kabinet in 
der Bel⸗Etage, iſt mit und ohne Burſchen⸗ 
gelaß und Pferdeſtall, ſogleich zu vermiethen, 
J. Liebig. 
Neuſt. Markt 146. 
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